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Stellungnahme zum Entwurf des „Gesetz zur Zweckbindung der dem Land Nordrhein-
Westfalen nach dem Entflechtungsgesetz aus dem Bundeshaushalt zustehenden  

Finanzmittel“ (Drucksache 16/748) 
Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr am 

22.Januar 2013 
 
 

 
Die Aufrechterhaltung des wissenschaftlichen Lehr- und Forschungsbetriebs erfordert zwingend 
eine funktions- und nutzungsgerechte bauliche Infrastruktur. Flächenbedarfe sind in der notwendi-
gen Quantität und Qualität zu decken. Hierfür steht das Land als Träger der staatlichen Hochschu-
len besonders in der Verantwortung. Trotz Hochschulmodernisierungsprogramms sowie für einen 
begrenzten Zeitraum grundgesetzlich garantierter Kompensationsmittel für die entfallende Ge-
meinschaftsaufgabe Hochschulbau zeigt sich aufgrund früherer Versäumnisse landesweit an vie-
len Standorten ein erheblicher Investitionsstau. Angesichts der jüngsten KMK-Prognosen zur Stu-
dienplatznachfrage ist auch in den kommenden Jahren von hohen Raumbedarfen auszugehen. Im 
Interesse vertretbarer Studien- und Arbeitsbedingungen ist der Liegenschaftsbestand im notwen-
digen Umfang zu erweitern, zu sanieren und zu modernisierten. Ohne die gem. Art. 143c GG 
i.V.m. §1 ff. EntflechtG bislang hierfür zweckgebundenen Bundesmittel lässt sich dieser Verantwor-
tung zukünftig kaum nachkommen. Daher begrüßen wir Zielrichtung des Entwurfs des Entflech-
tungsmittelzweckbindungsgesetzes ausdrücklich, sichert er doch bis zum Jahr 2019 eine wesentli-
che Komponente der derzeitigen Hochschulbaufinanzierung. Langfristig muss die Handlungsfähig-
keit auch über diesen Zeitraum hinaus bewahrt und Hochschulbau wieder stärker als gesamtstaat-
liche Aufgabe begriffen werden. 
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